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A)	 SATZUNGEN,  VERORDNUNGEN  UND 
	 BEKANNTMACHUNGEN 
	 DER  REGION  HANNOVER  UND  DER
	 LANDESHAUPTSTADT  HANNOVER

	 Region Hannover

	 Erlass einer Verordnung über die Festsetzung  
des Überschwemmungsgebietes der Leine – Calen-
berger Land – (km 102,024 bis km 126,094) in der 
Region Hannover 

	 AZ.: 36 38 22/01/05

Das Land Niedersachsen hat durch seinen gewässerkund-
lichen Landesdienst, den Niedersächsischen Landesbe-
trieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
(NLWKN), die Grenzen der Überschwemmungsgebiete 
der o.g. Gewässer für ein 100-jährliches Hochwasserereig-
nis neu ermittelt. Die Grenzen wurden in Arbeitskarten 
dargestellt und mit Bekanntmachung vom 26.07.2017 im 
Niedersächsischen Ministerialblatt Nr. 29/2017 im Nie-
dersächsischen Ministerialblatt veröffentlicht und vorläu-
fig gesichert. Bereits mit der vorläufigen Sicherung gelten 
im Überschwemmungsgebiet die Schutzvorschriften des § 
78 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).
Die Region Hannover hat nach § 115 des Niedersächsi-
schen Wassergesetzes (NWG) als Untere Wasserbehörde 
die Aufgabe, das vorläufig gesicherte Überschwemmungs-
gebiet durch Verordnung festzusetzen. 
Vor Erlass der Verordnung führt die Region Hannover 
gemäß § 115 Abs. 3 NWG ein Anhörungsverfahren ent-
sprechend § 73 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
durch.
Die Unterlagen werden nach den Vorgaben des Gesetzes 
zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren (PlanSiG) während der COVID-
19-Pandemie in der Zeit vom 16.12.2020 bis 15.01.2021 
im Internet der Region Hannover unter www.hannover.
de/Bekanntmachungen und unter www.bekanntma-
chungen.region-hannover.de veröffentlicht. Zudem 
liegen die Unterlagen bei der Unteren Wasserbehörde, 
Region Hannover, Fachbereich Umwelt, Raum 105, Wil-
helmstr. 1, 30171 Hannover öffentlich aus. Eine Einsicht 
der Unterlagen ist nur nach vorheriger telefonischer An-
meldung unter 0511/616-23930 oder 0511/616-22725 
möglich.
Zusätzlich liegt der Verordnungsentwurf mit den dazuge-
hörigen Arbeitskarten in den Rathäusern der Städte Hem-
mingen, Laatzen und Pattensen während der jeweiligen 
Dienststunden mit unterschiedlichen Auslegungsfristen 
zur Einsicht aus. 
Einwendungen können von jedem, dessen Belange durch 
das Vorhaben berührt werden, innerhalb von zwei Wo-
chen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 
29.01.2021, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Re-
gion Hannover, Fachbereich Umwelt, Team 36.30 (Ge-
wässerschutz Zentrale Aufgaben) Wilhelmstr. 1, 30171 
Hannover oder bei den Städten Hemmingen, Laatzen 
und Pattensen erhoben werden. Die Einwendung kann 
als elektronische Erklärung an gewaesserschutz@region-
hannover.de gesendet werden. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist sind grundsätzlich alle Einwendungen ausge-
schlossen.
Die mit einer Einwendung verbundenen personenbezoge-
nen Daten werden bei der Region Hannover gespeichert 
und verarbeitet. Informationen zum Umgang mit Daten 
können der den ausgelegten Unterlagen beigefügen Da-
tenschutzerklärung entnommen werden.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist wird die Region Han-
nover einen Erörterungstermin mit den Behörden, die 
Stellungnahmen abgegeben haben und den Betroffenen, 
die Einwendungen erhoben haben, durchführen.

Hannover, den 27.11.2020

Region Hannover
Der Regionspräsident

Im Auftrag
Weniger

	 Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung gem. 
§ 5 Absatz 2, Satz 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG)

Der Fachbereich Verkehr der Region Hannover hat bei 
mir den Verzicht auf Planfeststellungsverfahren/Plange-
nehmigung für die Einrichtung einer Linksabbiegespur 
und einer Querungshilfe im Zuge der Kreisstraße 117 in 
Ehlershausen(Stadt Burgdorf) gem. § 38 Niedersächsi-
sches Straßengesetz i.V.m. § 74 Abs. 7 Verwaltungsver-
fahrensgesetz beantragt.
Für das Vorhaben ist nach Landesrecht eine Vorprüfung 
gem. § 2 Abs. 1 des niedersächsischen Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG) i.V.m. lfd. Nr.
5 der Anlage 2 zum NUVPG erfolgt. Diese hat ergeben, 
dass aufgrund der Merkmale und Wirkfaktoren des Pro-
jektes erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht 
zu erwarten sind und ein Verfahren zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung daher nicht durchgeführt wird. Die 
Gründe für die Entscheidung sind im niedersächsischen 
UVP-Portal (https://uvp.niedersachsen.de/portal/) ein-
sehbar.
Diese Entscheidung ist nicht selbständig anfechtbar.

Hannover, 26.11.2020

Region Hannover
Der Regionspräsident

Im Auftrage
Weisker
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	 Landeshauptstadt Hannover

	 Satzung zur Änderung der „Hauptsatzung der  
Landeshauptstadt Hannover“

Aufgrund des § 12 Absatz 1 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 244), hat der Rat der Landes-
hauptstadt Hannover in seiner Sitzung am 26.11.2020 fol-
gende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung beschlossen:

Artikel 1

Die Hauptsatzung der Landeshauptstadt Hannover (ABl. 
RBHan. 1997, S. 580), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 26.03.2020 (Gem. ABl. 2020, S. 168) wird zum Ende 
der aktuellen kommunalen Wahlperiode (31.10.2021) wie 
folgt geändert:
Die Anlage zur Hauptsatzung (kartografische Darstellung 
der Stadtbezirksgrenzen) wird ersetzt durch die als Anlage 
3 beigefügt Neufassung.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

Hannover, den 27.11.2020

Landeshauptstadt Hannover
Belit Onay

Oberbürgermeister

Die vorstehende Satzung wird hiermit verkündet:

Hannover, den 27.11.2020 

Landeshauptstadt Hannover
Belit Onay

Oberbürgermeister
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B)	 SATZUNGEN  UND  BEKANNTMACHUNGEN 
DER  STÄDTE  UND  GEMEINDEN

1.	 Stadt Hemmingen

	 3. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 
für die Straßenreinigung in der Stadt Hemmingen 
(Straßenreinigungsgebührensatzung)

Aufgrund der §§ 10 und 111 der Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG), des § 52 des Nie-
dersächsischen Straßengesetzes (NStrG) und des § 5 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
in den zurzeit gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt 
Hemmingen in seiner Sitzung am 26.11.2020 folgende 
3. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die 
Straßenreinigung in der Stadt Hemmingen (Straßenreini-
gungsgebührensatzung) vom 01.01.2018 beschlossen:

Artikel I

§ 5 
Gebührenhöhe

erhält folgende Fassung:
Die Straßenreinigungsgebühr beträgt je Berechnungsme-
ter eines Grundstücks 1,99 Euro pro Jahr.

Artikel II

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Hemmingen, 01. Dezember 2020

Stadt Hemmingen
Der Bürgermeister

Schacht-Gaida

	 20. Satzung zur Änderung der Satzung über die  
Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kosten- 
erstattungen für die Abwasserbeseitigung 

	 (Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung)

Aufgrund der §§ 10 und 111 der Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) und der §§ 5, 6 
und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes (NKAG) – jeweils in der derzeit gültigen Fassung – 
hat der Rat der Stadt Hemmingen in seiner Sitzung am 
26. November 2020 folgende 20. Satzung zur Änderung 
der Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung vom 
15.12.1988 beschlossen:

Artikel I

§ 11 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
Die Abwassergebühr je cbm Schmutzwasser 2,09 €.

§ 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
Die Abwassergebühr für die Beseitigung von Nieder-
schlagswasser beträgt je qm Veranlagungsfläche 0,18 €.

Artikel II

Diese Satzung tritt am 1.1.2021 in Kraft.

Hemmingen, 01.Dezember 2020

Stadt Hemmingen
Der Bürgermeister

Schacht-Gaida

2. 	 Stadt Sehnde

	 Satzung der Stadt Sehnde über die Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen (Straßenausbaubeitrags-
satzung - ABS)

Aufgrund der §§ 5, 10, 58 und 111 des Gesetzes zur Zu-
sammenfassung und Modernisierung des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 
244) und § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgaben-
gesetzes (NKAG) in der Fassung vom 01.04.2017 (Nds. 
GVBl. S. 121) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309) hat der Rat der 
Stadt Sehnde in seiner Sitzung am 19.11. 2020 folgende 
Satzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Straßenausbaubeitrages

Die Stadt Sehnde erhebt – sofern Erschließungsbeiträge 
nicht erhoben werden können – zur Deckung ihres Auf-
wandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Verbesserung und Erneuerung (Ausbau) ihrer öffent-
lichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Einrich-
tungen) - insgesamt, in Abschnitten oder Teilen - nach 
Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den Grundstücksei-
gentümerinnen bzw. Grundstückseigentümern, denen die
Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen 
Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet 
(Anlieger).

§ 2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1)	 Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten 
für

	 1. den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten 
und Erwerbsnebenkosten) der für die Herstellung, 
Erweiterung und Verbesserung der öffentlichen 
Einrichtung benötigten Grundflächen; dazu ge-
hört auch der Wert der von der Stadt hierfür aus 
ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeit-
punkt der Bereitstellung;

	 2. die Anschaffung der öffentlichen Einrichtung,
	 3. die Freilegung der Fläche;
	 4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und 

Erneuerung der Fahrbahn mit Unterbau und De-
cke sowie für notwendige Erhöhungen und Ver-
tiefungen einschließlich der Anschlüsse an andere 
Straßen sowie Aufwendungen und Ersatzleistun-
gen wegen Veränderung des Straßenniveaus;

	 5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung von Wegen, Plätzen und Fußgängerzo-
nen in entsprechender Anwendung von Ziffer 4; 2

	 6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung von:

		  a) 	Randsteinen und Schrammborden,
		  b)	 Rad- und Gehwegen, auch in kombinierter 

Form
		  c) 	Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
		  d) 	Beleuchtungseinrichtungen,
		  e)	 Rinnen und anderen Einrichtungen für die 

Oberflächenentwässerung der öffentlichen 
Einrichtung,

		  f)	 Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
		  g) 	Parkflächen (auch Standspuren und Halte-

buchten) und Grünanlagen, soweit sie Be-
standteil der öffentlichen Einrichtung sind;

		  h) 	niveaugleichen Mischflächen;
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	 7. 	die Ausstattung von Fußgängerzonen
	 8.	 die Beauftragung Dritter mit der Planung und 

Bauleitung sowie Verwaltungskosten, die aus-
schließlich der Maßnahme zuzurechnen sind.

	 9.	 die Fremdfinanzierung des beitragsfähigen Auf-
wandes

(2) 	 Die Stadt kann im Einzelfall durch ergänzende Sat-
zung bestimmen, dass über die genannten Kosten hi-
naus weitere genau bezeichnete Kosten zum beitrags-
fähigen Aufwand gehören.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1)	 Die Stadt ermittelt den beitragsfähigen Aufwand je-
weils für die einzelne öffentliche Einrichtung. Sie 
kann den Aufwand hiervon abweichend, auch für 
bestimmte Teile einer öffentlichen Einrichtung 
(Aufwandsspaltung), oder für selbständig nutzbare 
Abschnitte der öffentlichen Einrichtung (Abschnitts-
bildung) ermitteln oder bei der Aufwandsermittlung 
mehrere öffentliche Einrichtungen oder deren Ab-
schnitte zu einer Abrechnungseinheit zusammenfas-
sen.

(2) 	 Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächli-
chen Kosten ermittelt.

§ 4
Vorteilsbemessung

(1) 	 Die Stadt Sehnde trägt von dem Gesamtaufwand vor-
ab den Teil der Kosten, der für die Entsorgung von 
Altlasten anfallen.

	 Zum vorab von der Stadt Sehnde zu tragenden Teil 
der Kosten vom Gesamtaufwand nach § 4 Abs. 1 Satz 
1, gehört der Kostenteil, der als Mehrkosten für

	 1.	 den Ausbau, den Transport sowie die Entsorgung 
für Böden und weitere auszubauende minerali-
sche Baustoffe der Zuordnungswerte größer Z 2 
auf der Deponie und/oder 

	 2. 	den Ausbau, den Transport sowie die Entsorgung 
für den Asphalt der Verwertungsklassen (VK) B 
und C anfallen.

(2) 	 Zur Abgeltung des öffentlichen Interesses trägt sie 
außerdem den Teil des beitragsfähigen Aufwandes, 
der für die Inanspruchnahme der öffentlichen Ein-
richtungen durch die Allgemeinheit oder die Stadt 
Sehnde entfällt. Den übrigen Teil des Aufwandes tra-
gen die Beitragspflichtigen (Anlieger).

(3) 	 Der Anteil der Anlieger am Aufwand beträgt
	 1. 	bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend 

dem Anliegerverkehr dienen 65 v.H.
	 2. 	bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem inner-

örtlichen Verkehr
		  a) 	für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand und 

Sicherheitsstreifen, Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen, 
auch innerhalb Parkstreifen und Radwege so-
wie Ersatzleistungen wegen Veränderung des 
Straßenniveaus 30 v.H.

		  b) 	für Randsteine und Schrammborde, Gehwege 
sowie Grünanlagen als Bestandteil der öffentli-
chen Einrichtung 60 v.H.

		  c) 	für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rin-
nen und andere Einrichtungen der Oberflä-
chenentwässerung 60 v.H.

		  d) 	für Parkflächen (auch Standspuren und Halte-
buchten) mit Ausnahme der Busbuchten und 
Bushaltestellen 70 v.H.

		  e) 	für niveaugleiche Mischflächen sowie für kom-
binierte Rad- und Gehwege 50 v.H.

	 3. 	bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend 
dem Durchgangsverkehr dienen,

		  a) 	für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und 
Sicherheitsstreifen, Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen, 
auch innerhalb Parkstreifen und Radwege so-
wie Ersatzleistungen wegen Veränderung des 
Straßenniveaus 20 v.H. 

		  b) 	für Randstreifen und Schrammborde, für Geh-
wege sowie für Grünanlagen als Bestandteil der 
öffentlichen Einrichtung 60 v.H.

		  c)	 für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rin-
nen und andere Einrichtungen der Oberflä-
chenentwässerung 60 v.H.

		  d) 	für Parkflächen (auch Standspuren und Halte-
buchten) mit Ausnahme der Busbuchten und 
Bushaltestellen 60 v.H.

		  e) 	für kombinierte Rad- und Gehwege 50 v.H. 
	 4. 	�bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47  

Nr. 2 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) 20 
v. H. 

	 5. 	�bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47  
Nr. 3 NStrG 65 v.H. 

	 6. 	bei Fußgängerzonen 70 v.H.
(4) 	 Den übrigen Anteil am Aufwand trägt die Stadt.
(5) 	 Zuschüsse Dritter werden vom beitragsfähigen Auf-

wand nach §§ 2 und 3 abgezogen, soweit der Zu-
schussgeber nichts anderes bestimmt hat.

(6) 	 Die Stadt kann im Einzelfall durch ergänzende Sat-
zung von den Anteilen nach Abs. 1 abweichen, wenn 
wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemessung 
sprechen.

§ 5
Abrechnungsgebiet

Die Grundstücke, deren Eigentümerinnen bzw. Eigentü-
mer durch die Inanspruchnahme-möglichkeit der ausge-
bauten öffentlichen Einrichtung, Abschnitten davon oder 
zur Abrechnungseinheit zusammengefasster öffentlicher 
Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile geboten 
werden, bilden das Abrechnungsgebiet.

§ 6
Verteilungsregelung

I. Allgemeines

Der umlagefähige Ausbauaufwand wird im Verhältnis 
der mit Nutzungsfaktoren gemäß III und IV zu multipli-
zierenden Grundstücksflächen gemäß II auf das Abrech-
nungsgebiet (§ 5) verteilt.

II. Grundstücksfläche

(1) 	 Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit 
baulicher oder gewerblicher Nutzung

	 1.	 die insgesamt im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplanes, einer Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB, innerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder teilweise im 
Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und teil-
weise innerhalb eines im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtflä-
che des Grundstücks,

	 2.	 die teilweise im Bereich eines Bebauungsplanes 
oder einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB und 
im Übrigen im Außenbereich liegen, die Teilfläche 
im Bereich des Bebauungsplanes oder der Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB,
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	 3.	 für die weder ein Bebauungsplan noch eine Sat-
zung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und die 
teilweise innerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles (§34 BauGB) und im Übrigen 
im Außenbereich liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche

		  a) wenn das Grundstück an die öffentliche Ein-
richtung angrenzt, zwischen der öffentlichen 
Einrichtung und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu ver-
läuft,

		  b) wenn das Grundstück nicht an die öffentliche 
Einrichtung angrenzt oder lediglich durch ei-
nen zum Grundstück gehörenden Weg mit 
ihr verbunden ist, die Fläche zwischen der der 
öffentlichen Einrichtung zugewandten Grund-
stücksseite und einer Linie, die in einem gleich-
mäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft,

		  c) 	wenn das Grundstück über die sich nach Nr. 3 a 
und b ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder 
gewerblich genutzt ist, die Fläche zwischen der 
öffentlichen Einrichtung oder der der öffentli-
chen Einrichtung zugewandten Seite und einer 
Linie, die im gleichmäßigen Abstand verläuft, 
der der übergreifenden Bebauung oder ge-
werblichen Nutzung entspricht.

(2)	 Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit 
sonstiger Nutzung,

	 1.	 die nur in der baulichen oder gewerblichen Nut-
zung vergleichbaren Weise nutzbar sind (z.B. 
Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dau-
erkleingärten) oder innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils so genutzt werden 
oder

	 2. 	ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen oder wegen Entsprechender Fest-
setzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer 
Weise (z.B. landwirtschaftlich) nutzbar sind die 
Gesamtfläche des Grundstücks oder die Teilfläche 
des Grundstücks, die von Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht 
erfasst wird.

III. Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke

(1)	 Die Nutzungsfaktoren betragen
	 1.	 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 

gewerblich nutzbaren Grundstücken, auf denen 
keine Bebauung zulässig ist oder Grundstücken, 
auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet 
werden dürfen 1,0000

	 2. 	bei Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen 1,2500
	 3. 	bei Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen 1,5000
	 4.	  bei Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen 1,7500
	 5. 	bei Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschossen 2,0000
	 6. 	bei Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen 2,2500
	 7. 	bei Bebaubarkeit mit sieben Vollgeschossen 2,5000
(2) 	 Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach lan-

desrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Gibt 
es in einem Gebäude wegen der Besonderheiten des 
Bauwerkes kein Vollgeschoss im Sinne der Landes-
bauordnung, werden bei gewerblich oder industriell 
genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m und 
bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grund-
stücken je vollendete 2,20 m Höhe des Bauwerkes 
(Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.

(3) 	 Als Zahl der Vollgeschosse gilt die im Bebauungsplan 
festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschos-
se. Setzt der Bebauungsplan anstelle einer Vollge-
schosszahl eine Baumassenzahl oder nur die Höhe 
der baulichen Anlage fest, gilt als Vollgeschosszahl 
die Baumassenzahl bzw. die höchste Gebäudehöhe 
geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen 
abgerundet werden.

	 Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen 
oder vorhanden und geduldet, ist die zugrunde zu le-
gen.

(4) 	 In unbeplanten Gebieten oder Gebieten, für die ein 
Bebauungsplan weder eine Geschosszahl, noch eine 
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe festsetzt, ist

	 a) 	bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der 
tatsächlich vorhandenen

	 b) 	bei unbebauten oder bebaubaren Grundstücken 
die Höchstzahl der auf den Grundstücken in der 
näheren Umgebung (§34 BauGB) überwiegend 
vorhandenen Vollgeschosse maßgebend.

(5) 	 Sind in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer ge-
werblich genutzten Grundstücken oder Grundstü-
cken, die in einem durch Bebauungsplan festgesetz-
ten oder nach § 34 BauGB zu beurteilenden Kern-, 
Gewerbe-, Industrie- oder Sondergebiete im Sinne 
von § 11 Abs. 3 BauNVO liegen, auch andere bei-
tragspflichtige Grundstücke vorhanden, erhöhen 
sich die in Abs. 1 genannten Nutzungsfaktoren für 
die in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebie-
ten liegenden Grundstücke sowie die Grundstücke, 
die überwiegend gewerblich genutzt werden, um 0,5. 
Gewerblich genutzten Grundstücken stehen Grund-
stücke gleich, die in ähnlicher Weise genutzt werden 
(z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsge-
bäude sowie Praxen für freie Berufe).

IV. Nutzungsfaktoren für Grundstücke 
mit sonstiger Nutzung

(1)	 Die Nutzungsfaktoren betragen bei Grundstücken, 
die

	 1.	 wegen entsprechender Festsetzungen in einem 
Bebauungsplan nicht baulich oder gewerblich, 
sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind 
(z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, 
Dauerkleingärten) oder innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) so 
genutzt werden 0,5000,

	 2. 	im Außenbereich (§35 BauGB) liegen oder wegen 
entsprechender Festsetzung in einem Bebauungs-
plan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. land-
wirtschaftliche Nutzung), wenn

		  a)	 sie unbebaut sind, bei
			   aa)	Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren 

Wasserflächen 0,0167,
			   bb)	Nutzung als Grünland, Ackerland oder 

Gartenland 0,0333,
			   cc)	gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau 

oder ähnlichem) 1,0000,
		  b)	 sie in einer der baulichen oder gewerblichen 

Nutzung vergleichbaren Weise nutzt werden 
(z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibä-
der, Dauerkleingärten, Campingplätze ohne 
Bebauung) 0,5000,
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		  c)	 auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche 
Hofstellen oder landwirtschaftliche Nebenge-
bäude vorhanden sind, für eine Teilfläche, die 
sich rechnerisch aus der Grundfläche der Bau-
lichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 
von 0,2 ergibt, 1,0000 

			   Mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes weitere 
über dem ersten Vollgeschoss liegende Vollge-
schoss, für die Restfläche gilt a),

		  d)	 sie als Campingplatz genutzt werden und eine 
Bebauung besteht, für eine Teilfläche, die sich 
rechnerisch aus der Grundfläche der Baulich-
keiten geteilt durch die Grundflächenzahl von 
0,2 ergibt, 1,0000 

			   Mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes weitere 
über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt 
b),

		  e) 	sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für 
eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch 
die Grundflächenzahl von 0,2 ergibt 1,5000

			   Mit Zuschlägen von je 0,3750 für jedes weitere 
über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich vor-
handene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a),

		  f) 	 sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich ei-
ner Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für 
die von der Satzung erfassten Teilflächen

			   aa)	mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- 
oder Gewerbebetrieben dienen 1,5000

				    Mit Zuschlägen von je 0,3750 für jedes über 
dem ersten Vollgeschoss tatsächlich vor-
handene weitere Vollgeschoss.

			   bb)	mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Be-
bauung 1,0000

				    Mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes über 
dem ersten Vollgeschoss tatsächlich vor-
handene weitere Vollgeschoss, für die Rest-
fläche gilt a).

(2)	 Was als Vollgeschoss gilt, ergibt sich aus III Abs. 2.

§ 7
Aufwandsspaltung

Der Beitrag kann ohne Bindung an eine bestimmte Rei-
henfolge selbständig erhoben werden für
1. 	 den Grunderwerb der öffentlichen Einrichtung,
2. 	 die Freilegung der öffentlichen Einrichtung,
3. 	 den Ausbau der Fahrbahnen mit oder ohne Randstei-

nen oder Schrammborden,
4. 	 den Ausbau der Radwege oder eines von mehreren 

mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden,
5. 	 den Ausbau der Gehwege oder eines von mehreren, 

mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden,
6. 	 den Ausbau kombinierter Rad- und Gehwege oder 

eines von ihnen mit oder ohne Randsteinen oder 
Schrammborden,

7. 	 den Ausbau von niveaugleichen Mischflächen,
8. 	 den Ausbau der Oberflächenentwässerung der öf-

fentlichen Einrichtung,
9. 	 den Ausbau der Beleuchtung der öffentlichen Ein-

richtung,
10.	 den Ausbau der Parkflächen oder einer von mehreren,
11.	 den Ausbau der Grünflächen oder einer von mehreren.

§ 8
Entstehung der Beitragspflicht

(1) 	 Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der 
beitragsfähigen Maßnahme.

(2) 	 In den Fällen der Aufwandsspaltung entsteht die Bei-
tragspflicht mit der Beendigung der Teilmaßnahme 
und dem Ausspruch der Aufwandsspaltung.

(3) 	 Bei der Abrechnung selbständig nutzbarer Abschnit-
te entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der 
Abschnittsmaßnahme und dem Abschnittsbildungs-
beschluss.

(4) 	 Die beitragsfähigen Maßnahmen sind erst beendet, 
wenn die technischen Arbeiten entsprechend dem 
von der Stadt aufgestellten Bauprogramm fertigge-
stellt sind, der Aufwand berechenbar ist und in den 
Fällen der Absätze 1 und 3 die erforderlichen Grund-
flächen im Eigentum der Stadt stehen.

§ 9
Eckgrundstücksregelung

Bei Eckgrundstücken, die an mehr als eine Anbaustraße 
grenzen, wird der Beitrag zu 2/3 erhoben. Der durch diese 
Regelung entstehende Ausfall wird von der Stadt getragen.
Diese Regelung gilt nicht, wenn die Stadt Sehnde für die 
zweite Straße keine Baulast an der Straße hat. Ebenfalls 
nicht für Grundstücke in Kern-, Gewerbe-, Industrie-, 
oder sonstigen Sondergebieten im Sinne von § 11 BauN-
VO sowie für Grundstücke in anderen Gebieten, die über-
wiegend gewerblich oder industriell genutzt werden bzw. 
nutzbar sind.

§ 10
Vorausleistungen

Sobald mit der Durchführung der Bauarbeiten begonnen 
worden ist, kann die Stadt angemessene Vorausleistungen 
bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages erheben.
Die Vorausleistung ist mit dem endgültigen Beitrag zu 
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist.

§ 11
Beitragspflichtige

(1) 	 Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekannt-
gabe des Beitragsbescheides

	 Eigentümerin bzw. Eigentümer des Grundstücks ist. 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 
ist an Stelle der Eigentümerin bzw. des Eigentümers 
die Erbbauberechtigte bzw. der Erbbauberechtigte 
beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften 
als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigen-
tum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentü-
merinnen bzw. -eigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(2) 	 Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grund-
stück und im Fall des Abs. 1 S. 2 auf dem Erbbau-
recht.

§ 12
Beitragsbescheid

Die nach dieser Satzung zu erhebenden Beiträge und Vo-
rausleistungen werden durch schriftlichen Bescheid fest-
gesetzt.
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§ 13
Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Voraus-
leistungen werden einen Monat nach der Bekanntgabe 
des Bescheides fällig.

§ 14
Ablösung

Solange die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, 
kann ihre Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Der Ablösungsbetrag bestimmt sich nach der Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Beitrages. Dabei ist der für 
die Ausbaumaßnahme entstehende Ausbauaufwand an-
hand von Kostenvoranschlägen, oder, falls solche noch 
nicht vorliegen, anhand der Kosten vergleichbarer Aus-
baumaßnahmen zu ermitteln und nach den Vorschriften 
dieser Satzung auf die vorteilhabenden Grundstücke zu 
verteilen. Mit der Zahlung des Ablösebetrages wird die 
Beitragspflicht für die betreffende Ausbaumaßnahme 
endgültig abgegolten.

§ 15
Stundung, Ratenzahlung, Verrentung, Erlass

(1) 	 Nach Maßgabe des § 11 Niedersächsisches Kommu-
nalabgabengesetz i. V. m. §§ 222 und 227 der Ab-
gabenordnung können von der Stadt Sehnde Stra-
ßenausbaubeiträge im Einzelfall und auf Antrag aus 
Billigkeitsgründen ganz oder teilweise erlassen, ge-
stundet oder in Form einer Ratenzahlung oder Ver-
rentung, durch Bescheid bewilligt werden.

(2) 	 Die Höhe der jährlichen Zinsen im Falle einer ge-
währten Stundung oder Ratenzahlung von Straßen-
ausbaubeiträgen beträgt, abweichend von § 238 Abs. 
1 Satz 1 der Abgabenordnung, zwei Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches.

(3) 	 Die Stadt kann auf Antrag zulassen, dass der Bei-
trag oder eine Vorausleistung für Verkehrsanlagen 
in Form einer Rente gezahlt wird. Der Antrag ist 
vor Fälligkeit des Beitrages bei der den Bescheid er-
lassenden Stelle zu stellen. In dem Antrag haben die 
Beitragspflichtigen ihre finanzielle Leistungsfähigkeit 
glaubhaft darzulegen. Die Verrentung des Beitrags 
oder einer Vorausleistung ist in höchstens 20 Jah-
resleistungen zu entrichten. Der jeweilige Restbetrag 
wird jährlich nach Maßgabe des Abs. 2 verzinst.

	 Die Stadt Sehnde verrentet nur Beiträge und Voraus-
leistungen für Verkehrsanlagen, welche mindestens 
3.000,00 EURO oder mehr betragen und gewährt 
eine nach der Höhe des festgesetzten Beitrages oder 
Vorausleistung differenzierte Laufzeit der Verren-
tung wie folgt:

	 a) 	Beiträge oder Vorausleistungen i. H. v. 3.000€ bis 
5.000€: bis zu 5 Jahre

	 b) 	Beiträge oder Vorausleistungen i. H. v. 5.001€ bis 
10.000€: bis zu 8 Jahre

	 c) 	Beiträge oder Vorausleistungen i. H. v.10.001€ bis 
13.000€: bis zu 12 Jahre

	 d) 	Beiträge oder Vorausleistungen i. H. v 13.001€ bis 
15.000€: bis zu 15 Jahre

	 e) 	Beiträge oder Vorausleistungen ab 15.001€: bis zu 
20 Jahre

	 Der jeweils zu verrentende Beitrag oder die zu ver-
rentende Vorausleistung wird durch die Anzahl der 
Jahre (vgl. hierzu Laufzeit Abs. 3 Buchst. a-e) geteilt. 
Der sich hieraus ergebende Betrag ist die bis zum En-
de eines jeden Kalenderjahres innerhalb der Laufzeit 
zu erbringende jeweilige Jahresleistung. Die jeweilige 

Jahresleistung ist zum 31.12. jedes Kalenderjahres in-
nerhalb der Laufzeit fällig. Der/Die Beitragspflichtige 
hat die Möglichkeit, den jeweiligen Restbetrag jeder-
zeit ohne Zinsverpflichtung tilgen.

(4) 	 Die Stadt Sehnde kann bei einer gewährten Zah-
lungserleichterung (Stundung, Ratenzahlung, Ver-
rentung) verlangen, dass ein Grundpfandrecht in das 
Grundbuch des in dem Beitragsbescheid angegebe-
nen Grundstücks eingetragen wird.

(5) 	 Bei Nichtzahlung einer Rate/einer Jahresleistung 
oder bei Veräußerung des Grundstücks oder des Erb-
baurechts wird der Beitrag oder die Vorausleistung in 
voller Höhe des Restbetrages fällig (§ 6b Abs. 4 Satz 
8 NKAG). Im Erbfall geht der Beitrag oder die Vor-
ausleistung zusammen mit der gewährten Zahlungs-
erleichterung auf die jeweiligen Erben über.

§ 16
Besondere Zufahrten

(1) 	 Mehrkosten für zusätzliche oder stärker auszubauen-
de Grundstückszufahrten im öffentlichen Verkehrs-
raum sind keine beitragsfähigen Aufwendungen im 
Sinne des § 2; auf ihre Anlegung durch die Stadt be-
steht kein Rechtsanspruch.

(2) 	 Die besonderen Zufahrten können auf Antrag der 
Grundstückseigentümerin bzw. des Grundstücks-
eigentümers oder der Erbbauberechtigten bzw. des 
Erbbauberechtigten - vorbehaltlich der aufgrund 
anderer gesetzlicher Vorschriften erforderlichen Ge-
nehmigungen - auf dessen Rechnung erstellt werden, 
sofern die bestehenden oder zu erwartenden Ver-
kehrsverhältnisse dies zulassen

§ 17
Datenverarbeitung

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festset-
zung der Beiträge im Rahmen der Veranlagung nach dieser 
Satzung ist die Erhebung, Verwendung und Speicherung 
der erforderlichen personenbezogenen und grundstücks-
bezogenen Daten gemäß Art. 5 Abs. 1 DSGVO aus Da-
tenbeständen, die der Stadt Sehnde aus dem beim Kata-
steramt geführten elektronischen Liegenschaftskataster 
(Geoinformationssystem GIS), aus den beim Grundbuch 
des Amtsgerichts Lehrte geführten Grundbüchern, aus 
dem bei der Stadt Sehnde geführten Einwohnermeldere-
gister (MESO) und der bei der Region Hannover geführ-
ten Bauakten zulässig. Die Stadt Sehnde darf sich diese 
Daten von den genannten Dienststellen und Behörden 
übermitteln lassen und nur zum Zwecke der Beitragser-
hebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach der Bekanntmachung im Amts-
blatt für die Region Hannover rückwirkend am 01. Januar 
2020 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Straßenausbaubeitragssatzung vom 
01. Juni 1997, zuletzt geändert am 28. September 2018, 
außer Kraft.

Sehnde, den 24. November 2020

Stadt Sehnde
(L.S.)	 Kruse

Bürgermeister 
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C)	 SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

	 aha – Zweckverband Abfallwirtschaft Region  
Hannover

	 7. Satzung zur Änderung der Satzung über die Stra-
ßenreinigung in der Landeshauptstadt Hannover 
(Straßenreinigungssatzung)

Aufgrund der §§ 8 und 13 des Niedersächsischen Geset-
zes über die kommunale Zusammenarbeit in der Fas-
sung vom 21.12.2011 (Nds.GVBl. Nr.31/2011 S.493) und 
§§ 4 und 8 der Neufassung der Verbandsordnung des 
Zweckverbandes Abfallwirtschaft Region Hannover vom 
24.04.2012 (Gemeinsames Amtsblatt für die Region Han-
nover und die Landeshauptstadt Hannover S. 189), in 
Verbindung mit §§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kom-
munalabgabengesetzes in der Fassung vom 20. April 2017 
(Nds.GVBl. 2017, S.121) und § 52 des Niedersächsischen 
Straßengesetzes in der Fassung vom 24.09.1980 (Nds. 
GVBL. S.359), in den jeweils gültigen Fassungen, hat die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirt-
schaft Region Hannover in ihrer Sitzung am 25.11.2020 
die folgende Änderung der Straßenreinigungssatzung be-
schlossen.

Artikel I

Die Satzung über die Straßenreinigung in der Landes-
hauptstadt Hannover in der Fassung vom 14.12.2017 wird 
wie folgt geändert:
1.	 § 4 Absatz 1 erhält neu Satz 5 und Satz 6:
	 „Die zur Einheit gehörenden Reinigungspflichtigen 

haben in einer schriftlichen Vereinbarung zu regeln, 
in welcher Reihenfolge und in welchem Zeitraum die 
einzelnen Pflichtigen ihre Leistung erbringen. Man-
gels einer Vereinbarung haften die Pflichtigen als Ge-
samtschuldner.“

2.	 § 7 Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	 „Die im Straßenverzeichnis aufgeführten Straßen 

sind entsprechend der von der Straßenreinigung 
des Zweckverbandes aufzubringenden Leistung, die 
sich aus der Häufigkeit der Reinigung, der Priorität, 
der Verkehrsbelastung der Straßen und ihrem Ver-
schmutzungsgrad ergibt, in folgende Reinigungs- 
bzw. Winterdienstklassen eingeteilt, und zwar:

	 Reinigungsklasse R1:	
	 Reinigung in der Regel 1 x täglich 
	 Reinigungsklasse R2:
	 Reinigung in der Regel 5 x wöchentlich 
	 Reinigungsklasse R3:
	 Reinigung in der Regel 3 x wöchentlich 
	 Reinigungsklasse R4:
	 Reinigung in der Regel 2 x wöchentlich 

	 Reinigungsklasse R5:
	 Reinigung in der Regel 1 x wöchentlich
	 Reinigungsklasse R6:
	 Reinigung in der Regel 1 x in 2 Wochen
	 Winterdienstklasse W1:  Höchste Priorität
	 Winterdienstklasse W2: Nachrangige Priorität
	 Winterdienstklasse W0: Grundsätzlich kein Winter-

dienst
3.	 § 8 erhält folgende Fassung:
	 „(1) Die Reinigungsgebühr setzt sich zusammen aus 

Reinigungsklasse und Winterdienstklasse und be-
trägt monatlich je Meter Straßenfront in

	 Reinigungsklasse	
	 Reinigungsklasse R1	 4,97 €
	 Reinigungsklasse R2	 3,52 €
	 Reinigungsklasse R3	 2,11 €
	 Reinigungsklasse R4	 1,41 €
	 Reinigungsklasse R5	 0,70 €
	 Reinigungsklasse R6	 0,35 €
	 Winterdienstklasse W1	 0,14 €
	 Winterdienstklasse W2	 0,04 €
	 Winterdienstklasse W0	 0,00 €
(2)	 Die Reinigungsgebühr für die Straßenreinigung inkl. 

Gehwegreinigung gemäß  § 4 a setzt sich zusammen 
aus Reinigungsklasse und Winterdienstklasse und 
beträgt monatlich je Meter Straßenfront in

	 Reinigungsklasse	
	 Reinigungsklasse R1 G	 7,42 €
	 Reinigungsklasse R2 G	 5,26 €
	 Reinigungsklasse R3 G	 3,15 €
	 Reinigungsklasse R4 G	 2,10 €
	 Reinigungsklasse R5 G	 1,05 €
	 Winterdienstklasse W1	 0,14 €
	 Winterdienstklasse W2	 0,04 €
	 Winterdienstklasse W0	 0,00 €

Artikel II

Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Hannover, den 27.11.2020

Dr. Axel von der Ohe		  Thomas Schwarz
Stellv. Vorsitzender 	            Verbandsgeschäftsführer
Verbandsversammlung				       


